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5Vorwort

>  |		 Vorwort

Globalisierung, Digitalisierung und demografischer Wandel sind 
die Megatrends, die unsere gesellschaftlichen Veränderungen 
prägen: wir leben länger und schneller, Distanzen rund um den 
Globus werden kürzer.

Das Zentralkomitee der deutschen Katholiken (ZdK) hat sich 
in seinem Sachbereich "Gesellschaftliche Grundfragen" in den 
letzten Jahren mit den Herausforderungen beschäftigt, die sich 
für den Einzelnen, aber auch für die Politik aus diesen Verände-
rungen ergeben. Als unseren Beitrag zur Orientierung haben wir 
das sozialethisch fundierte Konzept einer Sozialen Lebenslaufpo-
litik erarbeitet, das die genannten Herausforderungen aufgreift 
und Maßstäbe für eine folgerichtige Sozial-, Wirtschafts- und 
Gesellschaftspolitik in unserer Gesellschaft des langen Lebens 
formuliert. 

Gute Politik schafft verlässliche Rahmenbedingungen. Sie nimmt 
die Erwartungen und Bedürfnisse der verschiedenen gleichzeitig 
lebenden Generationen auf (ist also "generationen-responsiv") 
und berücksichtigt, dass wichtige Entscheidungen an weichen-
stellenden Übergängen im Lebenslauf häufig gemeinsame Ent-
scheidungen sind. Es ist eine politische Aufgabe dafür zu sorgen, 
dass die Chancen und Risiken gemeinsamer Entscheidungen 
strukturell nicht ungleich zwischen Frauen und Männern ver-
teilt sind. Das ZdK weist darauf hin, dass zivilgesellschaftlichen 
Organisationen – (katholischen) Verbänden und Vereinen ebenso 
wie Gewerkschaften, Selbsthilfeorganisationen, Frauen- und 
Berufsverbänden – als Agenten von Befähigung und Ermächti-
gung in einer Gesellschaft des langen Lebens große Bedeutung 
zukommt. Gleichzeitig braucht es institutionelle Netze wie die 
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Sozialversicherung, um negative Folgewirkungen von Entschei-
dungen abzufedern, Armutsrisiken zu verringern und Übergänge 
und Neuanfänge zu begleiten.

Dieses Heft enthält den kurzen Erklärungstext zur Sozialen 
Lebenslaufpolitik, der von der Vollversammlung des ZdK am 
22. November 2013 verabschiedet wurde. Darin werden die vier 
Dimensionen Sozialer Lebenslaufpolitik – Verantwortungser-
möglichung, Folgerichtigkeit, Generationen- und Geschlechter-
gerechtigkeit – dargelegt. Der Text wirbt für ihre Anwendung in 
der politischen Praxis und ihre Berücksichtigung in der zukünf-
tigen Arbeit des ZdK.

Dieses Heft dokumentiert darüber hinaus auch einen Grund-
lagentext des Ständigen Arbeitskreises im Sachbereich "Gesell-
schaftliche Grundfragen". Er erläutert die Dimensionen der Sozia-
len Lebenslaufpolitik ausführlicher, beinhaltet einige Beispiele zu 
deren Veranschaulichung und gibt Leitfragen für eine lebenslauf-
orientierte Politikgestaltung an die Hand. Ein Anhang verweist 
auf weiterführende Literatur. 

Soziale Verantwortung ist heute nicht möglich mit einem Blick 
auf Zustände, soziale Verantwortung muss Dynamiken, Über-
gänge, Langfristeffekte in den Blick nehmen. Das Konzept Sozi-
aler Lebenslaufpolitik kann hier als Richtschnur dienen.

Bonn, 22. November 2013

Eva Maria Welskop-Deffaa 
Sprecherin des Sachbereichs "Gesellschaftliche Grundfragen" 
des ZdK (2009 - 2013)

 



7Soziale Lebenslaufpolitik: 
Zukunft wagen in einer Gesell-
schaft des langen Lebens

> |	 	 Erklärung der Vollversammlung des Zentralkomitees  
	 der deutschen Katholiken vom 22. November 2013

Globalisierung, Digitalisierung und demografischer Wandel 
bestimmen die Veränderungsdynamik unserer Zeit: Wir leben 
in einer schnelllebigen "Gesellschaft des langen Lebens". 

In einer Gesellschaft, in der die durchschnittliche Lebenserwar-
tung inzwischen mehr als 80 Jahre beträgt, stehen die Einzelnen 
ebenso wie die Politik vor der Herausforderung, Langfristeffekte 
von weitreichenden Entscheidungen umfassend berücksichtigen 
zu müssen: Um faire Teilhabechancen für alle zu gewährleisten, 
bedarf es einer Sozialen Lebenslaufpolitik. 

Die verlässlich faire Teilhabe aller braucht spezifische Voraus-
setzungen, die das Zentralkomitee der deutschen Katholiken 
(ZdK) in seinen Erklärungen zur Gesellschafts-, Wirtschafts- und 
Sozialpolitik in den letzten Jahren wiederholt beschrieben und 
sukzessive weiterentwickelt hat. Es ging um den Umgang mit 
alten und neuen Risiken und ihre soziale Absicherung, um sich 
verändernde Generationenbeziehungen, Geschlechtergerechtig-
keit und eine nachhaltig tragfähige Neuausrichtung der Sozialen 
Marktwirtschaft zu einer Ökologisch-Sozialen Marktwirtschaft. 
Die zunehmende Vielfalt selbstbestimmter Lebensentwürfe und 
die schwindende Bindungskraft wertebildender Institutionen 
als normative Rahmung der eigenen Lebensgestaltung stellen 
wachsende Anforderungen an Verantwortungsbereitschaft und 
Entscheidungsfähigkeit.

Im lebendigen Austausch mit Vertreterinnen und Vertretern der 
christlichen Sozialethik hat das ZdK nun die Grundzüge für ein 
Konzept der Sozialen Lebenslaufpolitik erarbeitet, das die Anfor-
derungen an folgerichtige Politik in einer Gesellschaft des langen 
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Lebens systematisierend beschreibt. Das ZdK bietet damit eine 
orientierende Perspektive für die nachhaltige Gestaltung unserer 
Wirtschafts- und Sozialordnung in einer Gesellschaft des langen 
Lebens. 

Vier Dimensionen – Verantwortungsermöglichung, Folgerich-
tigkeit, Generationen- und Geschlechtergerechtigkeit – kons-
tituieren das Anforderungsprofil Sozialer Lebenslaufpolitik. Sie 
gemeinsam, gleichzeitig und ausgewogen zu berücksichtigen 
– darauf kommt es an. 

Langes Leben und Verantwortungsermöglichung

Die steigende durchschnittliche Lebenserwartung und das län-
gere Leben der Einzelnen führen heute zu einer hohen Zahl von 
verantwortungs- und voraussetzungsvollen Entscheidungen im 
Lebenslauf, die langfristige Konsequenzen haben: Ihre (Spät-)Wir-
kungen im eigenen Leben sind manchmal erst mit Verzögerung 
spürbar, ineinander verschränkt und oft schwer abschätzbar. 
Als Christinnen und Christen wissen wir, dass unsere Zukunft in 
Gottes Hand liegt und niemals vollständig planbar ist. Dies ent-
bindet uns jedoch nicht davon, Entscheidungen verantwortet zu 
treffen und unser von Gott geschenktes Leben aktiv zu gestalten.

Die Fähigkeit zur verantwortungsvollen Entscheidung muss 
erlernt werden. Es ist eine gesellschaftliche und politische Auf-
gabe, diesen Lernprozess in Familie und Gesellschaft zu beför-
dern. In der Sozialethik wird dies als "Verantwortungsermög-
lichung" bezeichnet, in der internationalen Teilhabedebatte als 
"Empowerment". Wesentliche Voraussetzungen für Empow-
erment und Verantwortungsermöglichung sind ermutigende, 
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lebensbegleitende Bildungsangebote und umfassend zugängli-
che Informationen über Folgen von Entscheidungsalternativen. 

Empowerment heißt Ermächtigung jeder und jedes Einzelnen, 
damit sie/er mit Entscheidungssituationen selbstbestimmt 
umgehen und frei wählen kann. Da Menschen in Beziehungen 
(Herkunftsfamilie, ggf. PartnerIn, Kinder) leben, bedeutet Verant-
wortungsermöglichung auch, die Konsequenzen und möglichen 
Risiken von gemeinsam getroffenen Entscheidungen für das 
eigene weitere Leben einschätzen zu können: Zivilgesellschaft-
lichen Organisationen – (katholischen) Verbänden und Vereinen 
ebenso wie Gewerkschaften, Selbsthilfeorganisationen, Frauen- 
und Berufsverbänden – kommt als Agenten von Befähigung und 
Ermächtigung in einer Gesellschaft des langen Lebens große 
Bedeutung zu. Gleichzeitig braucht es institutionelle Netze wie 
die Sozialversicherung, die negative Folgewirkungen von (Fehl-)
Entscheidungen, Schicksalsschläge und entmutigende Risiken 
im Lebenslauf abfedern, Armutsrisiken verringern sowie Über-
gänge und Neuanfänge begleiten.

Folgerichtigkeit und Widerspruchsfreiheit

Das demokratische Mandat auf Zeit stellt im Verbund mit der 
Möglichkeit, unbeschränkt häufig wieder gewählt zu werden, 
für politische Akteure einen Anreiz dar, ihr Verhalten jeweils 
am nächsten Wahltermin zu orientieren. Das kurze Gedächtnis 
in Politik und Öffentlichkeit trägt dazu bei, dass Politik im Ver-
lauf nur weniger Jahre von Sprunghaftigkeit und Inkonsistenz 
geprägt sein kann. 

Dem Anspruch auf Widerspruchsfreiheit auf der Zeitachse – dem 
Anspruch an Folge-Richtigkeit – wird Politik daher keineswegs 
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automatisch gerecht. Es ist ein notwendiges Korrektiv, dass das 
Bundesverfassungsgericht in den letzten Jahren Folgerichtig-
keit als Anforderung an Gesetzgebung, Verwaltung und Recht-
sprechung immer prominenter formuliert. Gerade im Bereich 
der sozialen Sicherung und der Gesellschaftspolitik kommt Fol-
gerichtigkeit in einer Gesellschaft des langen Lebens erhöhte 
Bedeutung zu: Die Menschen, von denen wir bei der Gestaltung 
ihres Lebens Verantwortung und vorausschauendes Handeln 
erwarten, müssen sich der gesetzlichen Rahmenbedingungen, 
ihrer Maßstäbe und Nachvollziehbarkeit, hinreichend sicher sein 
können, um daran ihre eigenen folgenreichen Entscheidungen 
auszurichten.

Generationenvielfalt und Generationengerechtigkeit

In unserer Gesellschaft des langen Lebens lebt jeder Einzelne 
länger und damit hat auch die Zahl der gleichzeitig lebenden 
Generationen zugenommen. Generationen sind von unterschied-
lichen Lebenserfahrungen, Zeitenwenden und epochalen Ereig-
nissen geprägt, die Frauen und Männer gemeinsam aber auch 
stark unterschiedlich erleben oder erlebt haben. Diese Generati-
onenvielfalt, ihre jeweils objektiv unterschiedlichen Erwartungen 
und die verschiedenen Anforderungen an jede Generation müs-
sen bei allen politischen Maßnahmen berücksichtigt werden, 
denn eine heute wirksam werdende politische Entscheidung 
trifft Angehörige verschiedener Generationen zu unterschiedli-
chen Wegmarken ihres Lebenslaufs. 

Die Reform größerer Gesetzesmaterien, gerade in der Arbeits-
markt- und Sozialpolitik, muss daher daraufhin geprüft werden, 
ob sie für Menschen verschiedener Altersgruppen und Kohorten 
eine gleichermaßen faire Intervention darstellt. Eine Engführung 
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von "Generationengerechtigkeit" auf die heute Alten im Ver-
gleich zu den "zukünftigen Generationen" greift zu kurz. Um 
die legitimen Erwartungen verschiedener gleichzeitig lebender 
Generationen an Gerechtigkeit im Zeitverlauf berücksichtigen 
und fair ausgleichen zu können, ist inter- und intragenerative 
Solidarität zu gestalten und zu stärken. 

Gemeinsame Entscheidungen und Geschlechterge-
rechtigkeit

Die skizzierte Gestaltungsaufgabe, die Abfolge wichtiger Ent-
scheidungen und Ereignisse im Lebenslauf zu einer eigenen 
Lebensgeschichte zu verbinden, die ihnen Sinn verleiht, trifft in 
unserer Gesellschaft des langen Lebens Menschen nach sozia-
ler Lage, Generation oder Geschlecht sehr unterschiedlich und: 
unentrinnbar gemeinsam! 

Die Tatsache, dass Entscheidungen an weichenstellenden Über-
gängen in der Regel nicht von einer Person allein, sondern von 
mehreren Personen gemeinsam getroffen werden, ist von nicht 
zu unterschätzender Bedeutung für die Gestaltungsanforderun-
gen, denen sich die Einzelnen und die Politik in einer Gesellschaft 
des langen Lebens gegenübersehen. Die gemeinsam getrof-
fenen Entscheidungen, z.B. die Entscheidung für Kinder, sind 
typischerweise mit strukturell ungleich auf beide Geschlech-
ter verteilten Risiken und Chancen verbunden. Langfristig zie-
hen gemeinsame Entscheidungen häufig sehr unterschiedli-
che (ökonomische) Folgen für die Beteiligten nach sich. Diese 
Folgewirkungen werden oft erst zu einem späteren Zeitpunkt, 
beispielsweise beim Zerbrechen einer Ehe, Partnerschaft oder 
Familie, sichtbar. Es braucht institutionelle Rahmungen indivi-
dueller und (!) gemeinsamer Entscheidungen, die einen fairen 
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Ausgleich gewährleisten. Nur wenn dies gesichert ist, werden 
alle, die eine Entscheidung (mit-)getroffen haben, auch deren 
langfristige Folgen gemeinsam tragen. 

Politische Rahmenbedingungen müssen auf ihre sehr unter-
schiedlichen Anreize und strukturellen Auswirkungen für 
Frauen und Männer überprüft werden. Es gilt, eine systematisch 
geschlechtshierarchische Verteilung von Chancen und Risiken 
gemeinsamer Entscheidungen zu verhindern und die Gleich-
stellung von Frauen und Männern im Lebensverlauf zu fördern. 
Geschlechtergerechtigkeit ist als wesentlicher Faktor einer 
Sozialen Lebenslaufpolitik und als Voraussetzung gesellschaft-
lichen Zusammenhalts geltend zu machen.

Soziale Lebenslaufpolitik 2013-2017

Zu Beginn der neuen Legislaturperiode des Deutschen Bundes-
tages fordert das ZdK die politischen Akteure auf, das Anforde-
rungsprofil einer Sozialen Lebenslaufpolitik maßgeblich in ihre 
Politikgestaltung aufzunehmen und langfristige Folgewirkungen 
bei ihren politischen Entscheidungen zu berücksichtigen. 

Der Nachhaltigkeit und Widerspruchsfreiheit politischer Wei-
chenstellungen kommen in einer Gesellschaft des langen Lebens 
besonders große Bedeutung zu. Politische und gesetzliche Rah-
menbedingungen, unter denen heute Entscheidungen getroffen 
werden, müssen langfristig verlässlich, Reformen generationen- 
und geschlechterdifferenzierend abgewogen und umfassend 
nachvollziehbar sein. Auf bundespolitischer Ebene müssen die 
drängenden Herausforderungen in den Handlungsfeldern Pflege, 
Alterssicherung, (Aus-)Bildung, Arbeitsmarkt, Demografie sowie 
in der Steuer- und Subventionspolitik aus der Perspektive einer 
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Sozialen Lebenslaufpolitik aufgegriffen, überzeugende Lösungen 
gefunden und konsequent umgesetzt werden. 

Das ZdK sieht sich in der Verantwortung, die politischen Pro-
zesse und Entwicklungen kontinuierlich und kritisch zu begleiten 
und wird dabei die Anforderungen Sozialer Lebenslaufpolitik 
themenübergreifend auch in seinen eigenen Überlegungen, bei-
spielsweise zur Familienpolitik, zum Maßstab machen.

 
Beschlossen von der Vollversammlung des ZdK am  
22. November 2013



14 Soziale Lebenslaufpolitik:  
Neue Anforderungen in einer  
Gesellschaft des langen Lebens

>  |		 Grundlagentext des Ständigen Arbeitskreises im  
	 Sachbereich "Gesellschaftliche Grundfragen"

Faire Teilhabe für alle

Welche Voraussetzungen sind zu schaffen, um verlässlich faire 
Teilhabe für alle in unserer Gesellschaft zu gewährleisten? – diese 
Frage zieht sich wie ein roter Faden durch die Erklärungen, die 
in den letzten zwölf Jahren vom Zentralkomitee der deutschen 
Katholiken (ZdK) zur Gesellschafts-, Wirtschafts- und Sozialpo-
litik veröffentlicht wurden. Die Übernahme von Verantwortung 
für die eigene Lebensgestaltung sowie die Fähigkeit zur sozialen 
Mitgestaltung, so der Tenor, bedürfen vielfältiger Voraussetzun-
gen. Das ZdK-Papier "Spurwechsel – Kulturwechsel" aus dem 
Jahr 2000 war der erste Text, der diese Grundmelodie vernehm-
lich intonierte. In weiteren ZdK-Erklärungen1 wurde sie aufge-
griffen und weiterentwickelt: Es ging um alte und neue Risiken 
und ihre soziale Absicherung, um sich verändernde Generatio-
nenbeziehungen, Geschlechtergerechtigkeit und eine nachhaltig 
tragfähige Neuausrichtung der Sozialen Marktwirtschaft. 

1	 Zu nennen sind hier insbesondere die ZdK-Erklärungen "Rahmenbedin-
gungen für das Gelingen stabiler Partnerschaften in Ehe und Familie 
verbessern" (2002), "Acht-Punkte-Programm zur Zukunftsfähigkeit der 
gesetzlichen Rentenversicherung" (2004), "Zeit für Pflege und Fürsorge" 
(2004), "Studienbeiträge im Kontext einer zukunftsweisenden Wissen-
schafts-, Bildungs- und Kulturpolitik" (2005), "Partnerschaft und Eltern-
schaft" (2005), "Lernen und Arbeiten im Lebenslauf" (2006), "Benachtei-
ligte Jugendliche gerecht beteiligen!" (2006), "Mut zur Zukunft" (2007) 
und "Familienpolitik – geschlechter- und generationengerecht" (2008).
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Das ZdK nimmt nun diesen Faden auf und führt die mit den 
genannten Erklärungen angestoßene Weiterentwicklung der 
christlichen Sozialethik zu einem Konzept Sozialer Lebenslaufpo-
litik zusammen. Es formuliert systematisierend Anforderungen 
an nachhaltige Politik in einer Gesellschaft des langen Lebens 
und bietet damit eine orientierende Perspektive für die Gestal-
tung unserer Wirtschafts- und Sozialordnung.

Angesichts der großen Herausforderungen, vor denen unsere 
Gesellschaft steht, erscheint eine solche grundsätzliche Ver-
gewisserung angezeigt: Globalisierung, Digitalisierung und 
demografische Dynamik prägen den gesellschaftlichen Wandel 
und beschleunigen ihn weiter. Die steigende durchschnittliche 
Lebenserwartung und das längere Leben der Einzelnen vollzie-
hen sich unter den Bedingungen zunehmender Pluralisierung 
und Individualisierung. Für jede und jeden Einzelnen gestaltet 
sich das eigene Leben als lange Abfolge geplanter und schicksal-
hafter Weichenstellungen, die Entscheidungen erfordern. Deren 
langfristigen Konsequenzen sind ineinander verschränkt und 
nicht selten schwer absehbar. 

Die Debatte um Soziale Lebenslaufpolitik als Politik für eine 
Gesellschaft des langen Lebens knüpft an die Debatte um öko-
logische Nachhaltigkeit an, in deren Verlauf eine Erweiterung 
der Sozialen zur "Ökologisch-Sozialen Marktwirtschaft" gefor-
dert wurde. Aus Sicht des ZdK bedarf es einer langfristig fol-
gerichtigen Gesellschafts-, Wirtschafts- und Sozialpolitik, die 
die Anforderungen umfassend ernst nimmt, die sich in unserer 
Gesellschaft des langen Lebens stellen.
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Herausforderungen und Anforderungen an Politik-
gestaltung in einer Gesellschaft des langen Lebens

Verantwortung ermöglichen 
Vielfältige Entscheidungen im Lebensverlauf und ihre langfristigen 
Effekte

Im Durchschnitt leben die Menschen in Deutschland heute 30 
Jahre länger als vor 100 Jahren. Wer heute 14 Jahre alt ist, hat 
statistisch nicht 40, sondern 70 weitere Lebensjahre vor sich. 
Zugleich haben sich die Möglichkeiten und Notwendigkeiten, 
über den eigenen Lebensweg zu entscheiden, erheblich verviel-
fältigt: Jede und jeder Einzelne muss während der zur Verfügung 
stehenden langen Lebensjahre signifikant mehr weichenstel-
lende Entscheidungen im Lebensverlauf treffen als früher. Das ist 
zum einen der zeitlichen Verlängerung des Lebens geschuldet, 
zum anderen aber auch der Tatsache fortschreitender Moder-
nisierung und Pluralisierung. Gesellschaftliche Normen werden 
zunehmend in Frage gestellt, und tradierte (Rollen-)Erwartun-
gen verlieren an Bindekraft. Zu einem "guten Leben" gehört 
heute keineswegs mehr unhinterfragt eine bestimmte chrono-
logische Abfolge von Lebensereignissen wie Schulabschluss, 
Berufseintritt, Heirat, Geburt eines Kindes etc. Stattdessen ist 
jede und jeder mit dem Anspruch konfrontiert, Gestalter des 
eigenen Lebenslaufs zu sein, in den sich weichenstellende Über-
gänge variationsreich einfügen. Dies kann zum Beispiel ein zwei-
tes Studium, ein Berufswechsel oder eine neue Partnerschaft 
sein. "Richtig oder falsch" lässt sich für diese Entscheidungen 
nicht aus dem Abgleich mit einem Musterlebensentwurf, der 
als gesellschaftliche Norm breit akzeptiert wäre, ableiten. Es 
sind eigene Entscheidungen und Wertungen gefordert. Gerade 
an den Übergängen im Lebenslauf, beispielsweise dem Über-
gang von der Ausbildung oder dem Studium in den Beruf, fallen 
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weichenstellende Entscheidungen. Im Lichte der individuellen 
Anforderungen an ein "gutes Leben" und vor dem Horizont kurz- 
und langfristiger Lebensoptionen kann sich eine getroffene Ent-
scheidungen als "richtig" oder "falsch" erweisen. 

Zusätzlich ist es ein Charakteristikum "langen Lebens", dass Men-
schen in späteren Lebensphasen selbst mit den Auswirkungen 
sehr weit zurückliegender eigener Entscheidungen konfrontiert 
werden. Dies ist eine bedeutsame Veränderung: Spätwirkungen 
und Langfristfolgen von Entscheidungen wurden in der Vergan-
genheit typischerweise erst für nachfolgende Generationen spür-
bar. Die Debatte um Nachhaltigkeit in den 1970er und 1980er 
Jahren zielte darauf, Auswirkungen heutiger Entscheidungen 
auf die nächste Generation vorausschauend zu berücksichti-
gen. In unserer Gesellschaft des langen Lebens ist nun davon 
auszugehen, dass wir die langfristigen Effekte weichenstellen-
der Lebensentscheidungen noch ein halbes Jahrhundert später 
selbst erleben. Langfristige Wirkungen zu berücksichtigen ist 
daher nicht länger nur ein Thema intergenerativer Gerechtigkeit, 
sondern betrifft zugleich die eigene Lebenslaufgestaltung. 

Die Fähigkeit und Bereitschaft, bei wichtigen Entscheidungen 
die langfristigen Effekte für das eigene Leben mit zu beden-
ken, steigt nicht "automatisch" mit der Länge der individuellen 
Lebenszeit. Menschen neigen weiter dazu, kurzfristigen Aspek-
ten bei Entscheidungsabwägungen ein größeres Gewicht beizu-
messen als langfristigen. Die Einsicht, dass die gegenwärtigen 
Entscheidungen die eigene Lebenssituation in 30, 40 oder 50 
Jahren erheblich beeinflussen können und es daher sinnvoll ist, 
diese Spätfolgen in die heutigen Entscheidungen maßgeblich 
einzubeziehen, ist vergleichsweise abstrakt und daher nicht 
leicht zu beherzigen. Globalisierung und Digitalisierung führen 
außerdem dazu, dass sich die Lebensumstände immer schneller 
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verändern: Die langfristigen Effekte heutiger Entscheidungen 
sind immer schwerer abzuschätzen. Die damit zunehmende 
Unüberschaubarkeit des eigenen Lebens verstärkt die Neigung 
zur Kurzfristabwägung.

Um unter den skizzierten Bedingungen die Folgen der vielen 
Lebensentscheidungen wirklich absehen und verantworten zu 
können, bedarf es der Vorbereitung sowie der intensiven Befas-
sung mit möglichen Entscheidungsalternativen. Der Befähigung 
zu verantwortlichen weichenstellenden Lebensentscheidungen 
kommt eine zunehmend höhere Bedeutung zu. In der Sozialethik 
wird dies als "Verantwortungsermöglichung" bezeichnet. 

Die Fähigkeit, langfristig tragfähige Entscheidungen zu treffen, 
kann nicht einfach vorausgesetzt werden. Die Entwicklung die-
ser Fähigkeit von Beginn an zu fördern, wird zu einer immer 
wichtigeren politischen Aufgabe: Es geht darum, durch die 
Ermöglichung umfassender Information und lebensbegleiten-
der Bildungsbeteiligung für alle eine tragfähige Grundlage für 
eine eigenständige Lebensführung und die Übernahme von 
Verantwortung zu schaffen. Diese Förderung beginnt bereits in 
der Jugend, die als wichtige und eigenständige Lebensphase 
anzuerkennen ist und in der junge Menschen Zeit brauchen, sich 
auszuprobieren und sich zu entfalten. Um junge Menschen auf 
die Herausforderung vorzubereiten, in ihrem Leben Entschei-
dungen verantwortlich zu treffen und deren Langfristfolgen mit 
zu bedenken, bedarf es positiver Ermutigung, nicht steigenden 
Drucks. Wichtig ist es, Effekte und Folgen von Entscheidungs-
alternativen deutlich zu machen, um eine realistische Abwägung 
von Entscheidungsalternativen in Kurz- und Langfristperspektive 
zu erleichtern.



19Grundlagentext des Ständigen Arbeitskreises

Folgerichtigkeit 
Entscheidungen angesichts sich verändernder politischer 
Rahmenbedingungen

In einer Gesellschaft des langen Lebens brauchen Menschen 
freiheitssichernde Institutionen: Um individuell verantwortlich 
langfristige Entscheidungen treffen zu können, wird es für den 
Einzelnen zunehmend wichtig, dass politische und gesetzliche 
Rahmenbedingungen verlässlich und in ihren Einflüssen und 
Veränderungen nachvollziehbar sind. Nur zu oft müssen Wider-
sprüche und Inkonsistenzen zwischen politischen Setzungen 
vom Einzelnen "aufgefangen" werden, was zu Überforderun-
gen führt. Verantwortete Lebensgestaltung, die Vorsorge für 
die Zukunft und Sorge für andere verlässlich umfasst, setzt in 
der Gesellschaft des langen Lebens voraus, dass der prägende 
Einfluss von Institutionen und politischen Rahmensetzungen auf 
die Entscheidung der Einzelnen in der Lebensverlaufsperspektive 
umfassend bedacht wird. 

Das heißt nicht zuletzt, dass politische Entscheidungsträger 
die langfristigen Folgen bei ihren politischen Entscheidungen 
besonders berücksichtigen müssen. Dies ist nicht automa-
tisch gewährleistet. Zum einen sind Politikerinnen und Politiker 
grundsätzlich den gleichen Unsicherheiten ausgesetzt wie die 
Bürgerinnen und Bürger. Sie können ebenso wenig sicher ein-
schätzen, wie sich die Welt in 20, 30 Jahren verändert haben 
wird. Zum anderen machen Parlamentarier die Erfahrung, dass 
Wählerinnen und Wähler langfristig vorsorgende politische Ent-
scheidungen für morgen, zumindest soweit sie heute Einschrän-
kungen mit sich bringen, nicht unbedingt honorieren. Vierjahres-
Wahlrhythmen stellen daher im Verbund mit der Möglichkeit, 
unbeschränkt häufig wieder gewählt zu werden, für politische 
Akteure einen strukturellen Anreiz dar, ihr Verhalten am jeweils 
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nächsten Wahltermin zu orientieren. Das "kurze Gedächtnis" in 
Politik und Öffentlichkeit trägt außerdem dazu bei, dass Politik 
im Verlauf nur weniger Jahre äußerst sprunghaft und inkonsis-
tent sein kann. 

Dem Anspruch auf Widerspruchsfreiheit auf der Zeitachse sowie 
Folgerichtigkeit von politischen Entscheidungen wird die Politik 
unter diesen Bedingungen keineswegs verlässlich gerecht. Als 
Rahmenbedingungen für die Wahrnehmung bürgerlicher Gestal-
tungsverantwortung im Lebenslauf müssen politische Entschei-
dungen aber konsequent und schlüssig sein; systemimmanente 
Brüche und Widersprüchlichkeiten auf der Zeitachse müssen 
vermieden werden. 

Die christliche Sozialethik macht daher zunehmend den Anspruch 
an Folgerichtigkeit und Nachhaltigkeit von Gesetzgebung, Ver-
waltung und Rechtsprechung geltend. Auch in der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts gewinnt das Folgerichtig-
keitsprinzip als Konkretisierung des Gleichheitsgrundsatzes und 
als Maßstab der Verfassungsauslegung an Bedeutung. Kontinu-
ität und Nachvollziehbarkeit gelten – vor allem im Steuer- und 
Sozialrecht – als Qualitätsmaßstäbe guter Politik im Sinne des 
Grundgesetzes. 

Der Folgerichtigkeit politischer Weichenstellungen kommt in 
einer Gesellschaft des langen Lebens erhöhte Bedeutung zu. 
Die Rahmenbedingungen, unter denen heute Entscheidungen 
getroffen werden, müssen langfristig verlässlich sein. Keinesfalls 
dürfen durch Gesetzesänderungen rückwirkend negative Fol-
gewirkungen provoziert werden, die – wären sie vorhersehbar 
gewesen – die Entscheidungen zum Entscheidungszeitpunkt 
gänzlich anders hätten ausfallen lassen. 
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Generationengerechtigkeit 
Politikgestaltung angesichts von Generationenvielfalt

In unserer Gesellschaft des langen Lebens lebt jeder Einzelne 
länger und die Zahl der gleichzeitig lebenden Generationen hat 
zugenommen. Als "Generation" werden Menschen bezeich-
net, die – etwa im gleichen Zeitraum geboren – von ähnlichen 
Lebenserfahrungen geprägt sind. Ihre Geschichtserfahrung ist 
von den gleichen "Epoche machenden" Ereignissen und Ent-
wicklungen bestimmt. 

In einer Gesellschaft des langen Lebens liegt es nahe, die eigene 
Selbst- und Standortbestimmung über eine Zuordnung zu einer 
Generation zu präzisieren. In einer unübersichtlichen Welt ord-
nen sich Einzelne aktiv einer Alterskohorte zu, der sie sich durch 
ähnliche Lebenserfahrungen und Werte verbunden fühlen. 

Gesetzliche Reformen und Neuregelungen treffen die Angehöri-
gen verschiedener Generationen simultan an sehr unterschied-
lichen Wendepunkten im Lebenslauf. Sie müssen berücksichti-
gen, dass die verschiedenen gleichzeitig lebenden Generationen 
mit jeweils objektiv anderen Herausforderungen konfrontiert 
sind. So gilt es heute, die unterschiedlichen Bedürfnisse und 
Erwartungen der "Digital natives", der "Generation Golf", der 
"Babyboomer" und der "Wirtschaftswunder-Generation" gesell-
schaftlich miteinander zu vermitteln. 

Die Reform größerer Gesetzesmaterien muss daraufhin geprüft 
werden, ob sie für Menschen verschiedener Altersgruppen und 
Kohorten eine gleichermaßen faire Intervention darstellt. Ein-
schlägige Studien zur Berufseinstiegssituation verschiedener 
Generationen haben beispielsweise nachgewiesen, wie sehr 
sich unterschiedliche (konjunkturelle) Startbedingungen beim 
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Berufseinstieg in den Berufs- und Einkommensperspektiven 
dauerhaft niederschlagen: Die Kohorten, die während einer wirt-
schaftlichen Boomzeit ihre Berufstätigkeit beginnen konnten, 
hatten auch viele Jahre später noch ein höheres Einkommen 
als gleich qualifizierte Kolleginnen und Kollegen der nachfol-
genden Generation, die während einer Rezession in den Beruf 
eingestiegen sind. Das Ausbildungsniveau einer Geburtskohorte, 
die Kohortengröße und die Arbeitsmarktlage sowie die damit 
verbundene Arbeitskräftenachfrage bei Erwerbseintritt entschei-
den dauerhaft über die Verwirklichungschancen im Lebenslauf. 
Dieses Beispiel macht anschaulich, wie sehr in einer Gesellschaft 
des langen Lebens "Ort und Zeit" (= Generationenzugehörigkeit) 
über die Verteilung von Lebenschancen entscheiden. Dies muss 
bei sachgerechtem, politisch-ausgleichendem Handeln berück-
sichtigt werden.

Die Umsetzung eines solchen Anspruchs ist in der politischen 
Praxis nicht einfach. In einer Gesellschaft des langen Lebens 
führt aber kein Weg daran vorbei. Denn die unterschiedlichen 
legitimen Erwartungen der verschiedenen gleichzeitig lebenden 
Generationen an Gerechtigkeit im Zeitverlauf machen Generatio-
nenblindheit zu einem hohen Risiko im politischen Geschäft. Die 
deutsche Geschichte der Studiengebühren legt davon Zeugnis 
ab: Diese Studiengebühren trafen in ihrer konkreten Ausgestal-
tung im Wesentlichen die Eltern. Belastet wurde die gleiche 
Elterngeneration, die vor der Erhöhung des Kindergelds und 
vor der steuerlichen Absetzbarkeit von Kinderbetreuungskosten 
relativ hohe Kindergartengebühren und sonstige private Betreu-
ungsausgaben getragen hatte. Diese Elterngeneration wurde 
auch von der im Jahr 2006 beschlossenen Senkung der Alters-
grenze für den Bezugszeitraum von Kindergeld um zwei Jahre 
(Senkung vom 27. bis zum 25. Lebensjahr des Kindes) betroffen, 
während gleichzeitig andere finanzwirksame Entlastungen für 
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die nachfolgende junge Elterngeneration (z.B. das Elterngeld) 
beschlossen wurden. Eine nicht nachvollziehbare Ungleichbe-
handlung verschiedener Generationen in Bezug auf die gleiche 
Lebenssituation erzeugt Widerstände, die durch eine generati-
onenresponsive Politik vermieden werden können.

Geschlechtergerechtigkeit 
Wichtige Entscheidungen als gemeinsame Entscheidungen

Die skizzierte Gestaltungsaufgabe, die Abfolge wichtiger Ent-
scheidungen und Ereignisse im Lebenslauf zu einer eigenen 
Geschichte zu verbinden, die ihnen Sinn verleiht, trifft in unserer 
Gesellschaft des langen Lebens Menschen unentrinnbar gemein-
sam und nach sozialer Lage, Generation oder Geschlecht sehr 
unterschiedlich.

Dabei ist die Tatsache, dass Entscheidungen an weichenstel-
lenden Übergängen in der Regel nicht von einer Person allein, 
sondern von und für mehrere Personen gemeinsam getroffen 
werden, von nicht zu unterschätzender Bedeutung für die neuen 
Gestaltungsanforderungen, denen sich die Einzelnen und die 
Politik in einer Gesellschaft des langen Lebens gegenübersehen. 

Das moderne Denken ist sehr stark dadurch geprägt, das Indivi-
duum als Träger von Entscheidungsverantwortung zu beanspru-
chen. Damit allein können aber viele typische Lebenskonstellati-
onen nicht adäquat interpretiert werden. Ein gutes Beispiel dafür 
bietet die Alltagssituation einer plötzlich auftretenden Pflegebe-
dürftigkeit der verwitweten Mutter, die aufgrund einer gemeinsa-
men Entscheidung aller Kinder kurz zuvor in das Haus eines ihrer 
Kinder gezogen war. Die Folgen dieser Entscheidung und die 
sich anschließende Realität, d.h. das berufliche Zurücktreten der 
(Schwieger-)tochter und die Übernahme der häuslichen Pflege, 
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sind in der Regel das Ergebnis und die konsequente Folge vor-
angegangener gemeinsamer Entscheidungen. Dazu gehören die 
Entscheidung der Familie über den Umzug der Mutter, die Logik 
früherer gemeinsam mit dem Ehepartner getroffener Entschei-
dungen über die Verteilung von Erziehungs- und Erwerbsarbeit 
in der Familie und die gemeinsame ökonomische Rationalität im 
Paar- und Haushaltskontext, die durch gesetzliche (steuer- und 
sozialrechtliche) Anreize maßgeblich beeinflusst wurde.

Viele gewichtige, gemeinsam getroffene Entscheidungen von 
Frauen und Männern im Lebensverlauf sind typischerweise mit 
strukturell sehr unterschiedlich auf beide Geschlechter verteilten 
Risiken und Chancen verbunden, die auch langfristige Folgen 
nach sich ziehen. Wenn beide Partner gemeinsam entscheiden, 
dass nach der Geburt eines Kindes der Vater beruflich Karriere 
macht und die Mutter eine längere familienbedingte Erwerbsun-
terbrechung einlegt (wie es immer noch eher die Regel als die 
Ausnahme ist), dann sind die Nachteile in der Rente für die Frau 
gravierend. Die ökonomischen Vorteile einer nicht unterbroche-
nen Erwerbsbiographie liegen hingegen beim Mann.

Die neue politische Aktualität der Gleichstellungspolitik und die 
hohe Zustimmung der Bevölkerung zur Notwendigkeit gleichstel-
lungspolitischen Engagements signalisieren den daraus resul-
tierenden Handlungsbedarf. Gemeinsame Entscheidungen von 
Frauen und Männern im Lebenslauf sind kein Auslaufmodell, sie 
sind eine bleibende Realität. Ihre Folgen können und müssen in 
klugen familien- und sozialrechtlichen Regelungen berücksich-
tigt und ausgeglichen werden. Eine faire Verteilung von Chan-
cen und Risiken gemeinsamer Entscheidungen im Lebenslauf 
ist notwendig. Männer und Frauen müssen darüber hinaus auf 
die Tatsache und Herausforderung gemeinsamer Entscheidun-
gen vorbereitet sein. Gerechtigkeitslücken, die aus bestimmten 
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gemeinsamen Entscheidungen im Lebenslauf erwachsen, z.B. 
die wesentlich niedrigere Alterssicherung eines Ehepartners, 
können sich im Verlauf des Lebens gefährlich potenzieren. Sie 
bleiben aber oft versteckt. Einige Entscheidungen würden wahr-
scheinlich anders getroffen, wenn es rechtzeitig klarere Hinweise 
auf deren – spätere – Auswirkungen gäbe. 

Jenseits der Aufklärungspflicht ist es unerlässlich, politische 
Rahmenbedingungen auf ihre sehr unterschiedlichen Anreize 
und strukturellen Auswirkungen für Frauen und Männer konse-
quent zu überprüfen und dafür Sorge zu tragen, dass Chancen 
und Risiken gemeinsamer Entscheidungen im Lebenslauf nicht 
systematisch geschlechtshierarchisch verteilt sind. 

Leitfragen für eine lebenslauforientierte Politikge-
staltung

Angesichts der oben benannten Herausforderungen und der 
daraus resultierenden Anforderungen an die Politikgestaltung 
sind Gesellschafts-, Wirtschafts- und Sozialpolitik als Soziale 
Lebenslaufpolitik anzulegen. Wir brauchen eine Politik, die Men-
schen dazu befähigt, ihre Entscheidungen als persönliche und 
gemeinsame Entscheidungen so zu treffen, dass langfristige 
Folgen fair von denen verantwortet werden können, die diese 
Entscheidungen (mit-)getroffen haben. Eine solche Politikge-
staltung geht somit über eine oft vorherrschende Betrachtung 
hinaus, die allein den vermeintlich ordnungspolitisch schwer 
überbrückbaren Gegensatz zwischen Chancen- und Verteilungs-
gerechtigkeit im Fokus hat.

Ein prominentes Anwendungsfeld für die Herausforderun-
gen einer Sozialen Lebenslaufpolitik bietet die deutsche 
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Alterssicherungspolitik. Neben "demografiefesten Rentenfor-
meln", die auf das "Älterwerden" der Bevölkerung reagieren, 
bedarf es umfassenderer lebenslaufpolitischer Ansätze, die 
geschlechter- und generationengerecht die Vielfalt der Lebens-
verläufe berücksichtigen und die Rentenversicherung folgerich-
tig weiter entwickeln. Diese Perspektive wird seit Jahren von 
zahlreichen katholischen Verbänden eingefordert, indem sie 
sich für die gleiche Anerkennung von Erziehungszeiten in der 
Rentenversicherung für Kinder, die vor und nach 1992 gebo-
ren wurden, einsetzen. Im Kern geht es in dieser Debatte um 
die Anerkennung von Erziehungsleistungen der Frauen- bzw. 
Müttergeneration(en), die ihre Kinder vor 1992 auf die Welt 
gebracht haben und die Verringerung der erheblichen Alters-
sicherungslücke dieser Frauen, die – stärker als nachfolgende 
Frauengenerationen – ihre Erwerbstätigkeit für die Kindererzie-
hung unterbrochen und reduziert haben: nicht zuletzt in Reaktion 
auf politische und gesellschaftliche Rahmenbedingungen ihrer 
Zeit. 

Bei der Befassung mit diesem rentenpolitischen Beispiel wird 
nachvollziehbar, inwiefern es bei der Gestaltung von politischen 
Konzepten und Entscheidungen sozialethisch maßgeblich ist, die 
vier Dimensionen Sozialer Lebenslaufpolitik – Verantwortungser-
möglichung, Folgerichtigkeit, Generationen- und Geschlechter-
gerechtigkeit – ausgewogen zu berücksichtigen. Das ZdK schlägt 
dazu folgende Leitfragen als Orientierungshilfe vor:

Verantwortungsermöglichung:

-	 Wie können die Adressaten einer politischen Entschei-
dung in die Lage versetzt werden, die langfristigen Effek-
te möglicher Entscheidungsalternativen zu berücksichti-
gen? Welche Anreize können dafür geschaffen werden? 
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-	 Wie können Entscheidungsalternativen sowie deren Kurz- 
und Langfristwirkungen transparent gemacht werden? 
Wie können die Risiken und Chancen, sowie voraussicht-
liche Kosten- und Nutzenkomponenten der verschiede-
nen Optionen am besten deutlich werden?

-	 Wie können besonders junge Menschen auf die Heraus-
forderung vorbereitet werden, in ihrem Leben verant-
wortliche Entscheidungen zu treffen und deren langfris-
tige Folgen mit zu bedenken?

Folgerichtigkeit: 

-	 Widerspricht eine politische Maßnahme anderen Ent-
scheidungen, die im gleichen Politikfeld bzw. in be-
nachbarten Politikbereichen getroffen wurden? Löst sie 
widersprüchliche Anreize in bestimmten Lebens- und 
Entscheidungssituationen aus? Zu wessen Lasten?

-	 Handelt es sich bei der Maßnahme um eine "Ausnah-
me" innerhalb der Grundausrichtung des bestehenden 
Normensystems oder um eine bewusste Neuausrich-
tung des Systems, die auch in anderen Bereichen kon-
sequent erfolgen sollte? Ist ein solcher Systemwechsel 
bzw. eine Ausnahmeregelung sachlich gerechtfertigt und 
entspricht diese(r) dem Gleichheitsgrundsatz?

-	 Wie kann gewährleistet werden, dass sich durch die po-
litische Maßnahme nicht die Voraussetzungen für be-
stimmte eingeschlagene Wege völlig verändern und un-
terschiedlich belastende Folgewirkungen entstehen, die 
in der Entscheidungssituation nicht absehbar waren und 
kompensiert werden müssten?
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Generationengerechtigkeit: 

-	 Welche Wirkungen hat eine politische Maßnahme auf 
verschiedene Generationen und die bisher existierenden, 
generationenspezifischen Rahmenbedingungen? 

-	 Welche Generationen (Kohorten) sind betroffen und in 
welcher Weise? Wo werden ggf. Generationen "überlas-
tet"? Welche Jahrgangsgruppen "profitieren" von dieser 
Entscheidung? 

-	 In welcher Lebensphase und -situation werden Menschen 
unterschiedlicher Generationen von einer zur Diskussion 
stehenden politischen Maßnahme tatsächlich betroffen? 
Wird die Maßnahme den Bedürfnissen der einzelnen Ge-
nerationen gerecht?

Geschlechtergerechtigkeit: 

-	 Wie und in welchen Situationen beeinflusst die politi-
sche Maßnahme Entscheidungen, die in Partnerschaften, 
Ehen und Familien gemeinsam getroffen werden? Wer 
profitiert kurz- und langfristig besonders von dieser Rege-
lung bzw. wer nimmt besondere Einbußen kurz- und/oder 
langfristig in Kauf? Gibt es eine strukturelle geschlechts-
hierarchisch ungleiche Verteilung von Chancen und Risi-
ken im Lebenslauf?

-	 Wie können Kosten und Nutzen sowie die rechtlichen und 
finanziellen Folgewirkungen einer solchen gemeinsamen 
Entscheidung zwischen Männern und Frauen gerecht/
gleich verteilt werden? 
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-	 Was sind die Folgen, wenn sich ein Beteiligter zu einem 
späteren Zeitpunkt der Verantwortungsgemeinschaft ent-
zieht bzw. wenn eine Partnerschaft zerbricht? Werden 
Regelungen geschaffen, die gewährleisten, dass Folge-
wirkungen von gemeinsamen Entscheidungen von Män-
nern und Frauen (auch nach einer möglichen Beendigung 
einer Partnerschaft) fair verteilt werden?

Das ZdK fordert die politischen Akteure auf, das Anforderungs-
profil einer lebenslauforientierten Politik in ihre Politikgestaltung 
maßgeblich aufzunehmen. Auf Ebene der Bundespolitik müssen 
in der beginnenden Legislaturperiode drängende Herausforde-
rungen in den Handlungsfeldern Pflege, Alterssicherung, (Aus-)
Bildung, Arbeitsmarkt, Familie und Demografie aus der Pers-
pektive Sozialer Lebenslaufpolitik aufgegriffen, überzeugende 
Lösungen gefunden und konsequent umgesetzt werden. Das 
ZdK sieht sich in der Verantwortung, diese politischen Prozesse 
und Entwicklungen kontinuierlich und kritisch zu begleiten und 
wird dabei die Anforderungen Sozialer Lebenslaufpolitik the-
menfeldübergreifend zum Maßstab machen.

 
Vorgelegt in der Vollversammlung des ZdK am 
22. November 2013
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16.05.2012	 Gemeinsam lernen – Inklusion von Menschen mit Behinderung im  

Bildungswesen
22.06.2012	 Eckpunkte für eine nachhaltige europäische Landwirtschaft
05.11.2012	 Christen und Muslime – Partner in der pluralistischen Gesellschaft
23.11.2012	 Verantwortung für die Umsetzung der Menschenrechte und Bewahrung 

der Schöpfung – öffentliche und kirchliche Beschaffung nach sozialen  
und ökologischen Kriterien – 

26.04.2013	 Demokratie in Bewegung – Neue Formen der politischen Beteiligung als 
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26.04.2013 	Leben bis zuletzt – Sterben in Würde 
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18.10.2013	 Partizipationsmöglichkeiten und Beteiligungsgerechtigkeit in der digital 

vernetzten Gesellschaft
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